
















Kämmerei 
                                                           Sandesneben,  den 13.05.19  
                                               (Ort)                    (Datum) 
 
 

B  e  s c  h  l  u  ß  -  V  o  r  l  a  g  e 
 

für die Sitzung die Verbandsversammlung am 30.04.2019 , TOP 6  
 
Betreff:  Billigung des öffentlich-rechtlichen Vertrages zur Bildung einer 
Verwaltungsgemeinschaft zwischen dem Zweckverband Abwasserverband Sandesneben und 
den Gemeinden des Amtes Sandesneben-Nusse nach § 19a GkZ 
_______________________________________________________________________________ 
 
 
Nach § 30 Abs. 1 Landeswassergesetz (LWG) sind Gemeinden zur Abwasserbeseitigung im 
Rahmen der Selbstverwaltung verpflichtet, soweit nichts anderes im Gesetz bestimmt ist. Sie 
können sich zur Erfüllung dieser Aufgabe Dritter bedienen. Ergänzend zu § 54 Abs. 2 WHG umfasst 
die Verpflichtung zur Abwasserbeseitigung auch das Einsammeln und Abfahren des in abflusslosen 
Gruben gesammelten Abwassers und die Einleitung und Behandlung in 
Abwasserbeseitigungsanlagen. 
 
Die Gemeinden des Amtes Sandesneben-Nusse haben diese Aufgabe sehr unterschiedlich 
organisatorisch gelöst. Die Gemeinden Nusse und Ritzerau haben die Aufgabe der 
Abwasserbeseitigung mit den jeweiligen Beschlüssen in ihren Gemeindevertretungen auf das Amt 
Sandesneben-Nusse übertragen. Damit ist das Amt für die Erledigung dieser Aufgabe zuständig. 
Die übrigen Gemeinden des ehemaligen Amtes Nusse haben diese Aufgabe behalten und für die 
Erledigung sich gem. § 30 Abs. 1 Satz 2 LWG eines Dritten bedient und die Schleswag 
Abwassergesellschaft (SAWG) mit der entsprechenden Dienstleistung beauftragt. 
Die Gemeinden des ehemaligen Amtes Sandesneben haben die Aufgabe nach wie vor und 
erledigen diese in eigener Zuständigkeit. Fachlich werden diese Gemeinden durch den sog. 
Amtsklärwärter unterstützt, der Ihnen über einen öffentlich-rechtlichen Vertrag gegen Zahlung eines 
Entgeltes zur Verfügung gestellt wird. 
 
Nunmehr soll diese unterschiedliche Aufgabenerledigung für alle Gemeinden des Amtes 
Sandesneben-Nusse harmonisiert und auf einen einheitlich guten Qualitätsstandard gebracht 
werden.  
 
Die Dienstleistungsverträge der ehemaligen Gemeinden des Amtes Nusse mit der SAWG wurden 
bis auf die Gemeinden Koberg und Panten fristgerecht zum 31.03.2019 gekündigt. Ab diesem 
Zeitpunkt soll der Zweckverband Abwasserverband Sandesneben die Dienstleistungen im 
Zusammenhang mit der Abwasserbeseitigung für alle Gemeinden des Amtes erledigen.  
 
Die gesetzliche Verpflichtung gem. § 30 LWG verbleibt allerdings bei den Gemeinden. 
 
Rechtlich ist für ein derartiges Modell der Aufgabenerledigung die Bildung einer 
Verwaltungsgemeinschaft gem. § 19a Gesetz über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) erforderlich. 
 
Durch die Bildung einer Verwaltungsgemeinschaft verzichtet die Gemeinde, die die Verwaltung des 
Zweckverbandes Abwasserverband Sandesneben in Anspruch nimmt, für die Erfüllung seiner 
Aufgaben im Zusammenhang mit der Abwasserbeseitigung auf eigene Dienstkräfte und 
Verwaltungseinrichtungen und bedient sich des Zweckverbandes bzw. des Amtes Sandesneben-
Nusse.  
 
Die Gemeinde bleibt aber, wie oben bereits erwähnt, Träger der Aufgabe und entscheidet in eigener 
Verantwortung. Übertragungsfähig ist damit stets nur der verwaltungstechnische Vollzug. Der 
Träger der Aufgabe ist allein für die Willensbildung verantwortlich. Er kann seine 



Entscheidungsbefugnisse nicht auf die verwaltungsführende Körperschaft übertragen. Diese ist 
rechtlich auf Anweisungen und Beschlüsse des Trägers angewiesen. 
 
Dieses Modell ist auf Dauer angelegt und soll für unbestimmte Zeit gelten. 
 
Die Personal- und Sachkosten für die Durchführung der Dienstleistung werden durch die 
Gemeinden des Amtes Sandesneben-Nusse getragen und haben keine Auswirkung auf die 
Gebühren der Klärschlammbehandlung.  
 
Details zum künftigen Betrieb des Zweckverbandes Abwasserverband Sandesneben sind dem 
anliegenden Konzept und dem Entwurf des öffentlich-rechtlichen Vertrages zu entnehmen. 
Im Auftrag 
gez.  
Jessen 
 

 
Beschlussentwurf: 
 
Die Verbandsversammlung stimmt dem Abschluss der öffentlich-rechtlichen Verträge zwischen dem 
Zweckverband Abwasserverband Sandesneben und den Gemeinden des Amtes Sandesneben-
Nusse zur Bildung einer Verwaltungsgemeinschaft nach § 19a GkZ auf der Grundlage des 
beigefügten Vertragsentwurfes zu. 
 
 

 
 Gesetzliche           davon                 dafür            dagegen          Stimmenthaltung 
 Mitgliederzahl    anwesend 
                                                                                                                                       
       6                                                                                               
                                                                                                                            

 
 
Bemerkung: 
Aufgrund des § 22 GO waren keine / folgende Mitglieder von der Beratung und Abstimmung 
ausgeschlossen; sie waren weder bei der Beratung noch bei der Abstimmung anwesend: 
________________________________________________________________ 
________________________________________________________________ 
 

Die Richtigkeit des Auszuges und der Angaben über Beschlußfähigkeit und Abstimmung werden 
beglaubigt. Gleichzeitig wird bescheinigt, daß zur Sitzung unter Mitteilung der Tagesordnung 
rechtzeitig und ordnungsmäßig eingeladen worden ist. 
 

Die Verbandsversammlung  war beschlussfähig. 
 

Sandesneben, den                                                                       
                                      
                                  (L.S.)                                      
             
              Verbandsvorsteher       



Öffentlich-rechtlicher Vertrag 
zwischen der  

Gemeinde……………………………. 
und dem 

Zweckverband Abwasserverband Sandesneben 
 

über die Bildung einer Verwaltungsgemeinschaft für die Erfüllung von Aufgaben der 
Abwasserbeseitigung gem. § 30 Abs. 1 Landeswassergesetz (LWG) 

 

 

Die Gemeinde …………………….. , vertreten durch den Bürgermeister 

und 

der Zweckverband Abwasserverband Sandesneben, 
vertreten durch den Verbandsvorsteher, 

vereinbaren gemäß § 19 a des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) in der 

Fassung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. 2003 S. 122), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

21.06.2016 (GVOBl. 2016 S. 528) 

nach Beschluss der Gemeindevertretung vom …………………………………..und 

Beschluss der Verbandsversammlung vom …………………………………….. 

folgenden öffentlich-rechtlichen Vertrag: 

 

 

Präambel 
 

Nach § 30 Abs. 1 Landeswassergesetz (LWG) sind Gemeinden zur Abwasserbeseitigung im Rahmen 

der Selbstverwaltung verpflichtet, soweit nichts anderes im Gesetz bestimmt ist. Sie können sich zur 

Erfüllung dieser Aufgabe Dritter bedienen. Ergänzend zu § 54 Abs. 2 WHG umfasst die Verpflichtung 

zur Abwasserbeseitigung auch das Einsammeln und Abfahren des in abflusslosen Gruben 

gesammelten Abwassers und die Einleitung und Behandlung in Abwasserbeseitigungsanlagen. 

 

Die Gemeinden des Amtes Sandesneben-Nusse haben diese Aufgabe in der Vergangenheit sehr 

unterschiedlich organisatorisch gelöst. Die Gemeinden Nusse und Ritzerau haben die Aufgabe der 

Abwasserbeseitigung mit den jeweiligen Beschlüssen in ihren Gemeindevertretungen auf das Amt 
Sandesneben Nusse übertragen. Damit ist das Amt für die Erledigung dieser Aufgabe zuständig. 

Die übrigen Gemeinden des ehemaligen Amtes Nusse haben diese Aufgabe  in ihrer Zuständigkeit 

behalten und für die Erledigung sich gem. § 30 Abs. 1 Satz 2 LWG eines Dritten bedient und die 

Schleswag Abwassergesellschaft (SAWG) mit der entsprechenden Dienstleistung beauftragt. 

Die Gemeinden des ehemaligen Amtes Sandesneben haben die Aufgabe nach wie vor inne und 

erledigen diese in eigener Zuständigkeit.  

Nunmehr soll diese unterschiedliche Aufgabenerledigung harmonisiert und im Zweckverband 

Abwasserverband Sandesneben zusammengefasst werden.  

Rechtlich ist hierfür die Bildung einer Verwaltungsgemeinschaft gem. § 19a Gesetz über kommunale 

Zusammenarbeit (GkZ) erforderlich. 
Die Gemeinde bzw. das Amt  …………………………… bleiben dabei weiterhin als Träger zuständig für die 

gesetzliche Aufgabe der Abwasserbeseitigung. 

 

 

§ 1 Gegenstand des Vertrages 
 
Die Gemeinde ……………………. und der Zweckverband Abwasserverband Sandesneben bilden gem. § 

19a des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit (GkZ) ab dem 01.04.2019 eine 

Verwaltungsgemeinschaft. 



§ 2 Aufgaben der Verwaltungsgemeinschaft 
 

Die Gemeinde ……………………. nimmt die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Einrichtungen des 

Zweckverbandes Abwasserverband Sandesneben für sämtliche aus der Abwasserbeseitigungspflicht 

nach § 30 LWG entstehenden Aufgaben in Anspruch.  

Dies sind insbesondere der Betrieb aller gemeindlichen Einrichtungen der Abwasserreinigungsanlage, 

Abwasserpumpwerke und der Kanalisation sowie sämtliche Aufgaben aus der 

Selbstüberwachungsverordnung (SÜVO). 

 
 

§ 3 Aufgabendurchführung 
 
Der Zweckverband Abwasserverband Sandesneben erledigt für die Gemeinde ……………………… mit 

seinem Personal und seinen Einrichtungen folgende konkrete Aufgaben: 

 

1. Klär- und maschinentechnische Wartung der Kläranlage und Pumpwerke  

• Funktion der Schalt- und Steuergeräte und der Schaltautomatik 

• Korrektur der Einstelldaten, wenn erforderlich 

• Prüfung der Notmeldeeinrichtungen 

• Kontrolle automatischer und manueller Betrieb 

• Überprüfung Kabel und Kabeldurchführungen 

• Kontrolle der haustechnischen Einrichtungen 
2. Maschinentechnische Wartung soweit vorhanden 

3. 14 tägige Anfahrt der Pumpstationen 

4. Klärtechnische Wartung 

5. Zusatzarbeiten zur maschinentechnischen Wartung soweit vorhanden 

6. Probenahme und Protokollierung nach den Vorschriften der SÜVO 

7. Kanalisation 

• Veranlassung der Kanalreinigungsarbeiten 

• Kontrolle der Kanaldeckel auf Sitz inklusive Schachtkontrolle (1/Jahr) 

• Durchführung von Rattenbekämpfungsmaßnahmen (1/Jahr) 

• Reststoffentsorgung 

8. Reparaturen und Instandhaltung 

9. Reinigungsarbeiten 

10. Ausfallmeldungen 

11. Zugänglichkeit 

12. Rufbereitschaft 
 

 
§ 4 Zusammenarbeit und Wohlwollensklausel 
 
Die Gemeinde …………………………….. unterstützt den Zweckverband Abwasserverband Sandesneben 

uneingeschränkt bei der Erfüllung seiner Aufgaben. 

 

Der Vertrag kann nicht alle Eventualitäten regeln. Die Vertragsparteien verpflichten sich deshalb, den 

Vertrag mit gegenseitigem Wohlwollen auszustatten und Regelungslücken nach dem Grundsatz von 

Treu und Glauben auszustatten. 
 
 
 
 
 



§ 5 Vergütung 
 
Die Vergütung erfolgt auf der Grundlage von Stundenzetteln und jährlicher Abrechnung der 

tatsächlich angefallenen Kosten durch das Amt Sandesneben-Nusse mit der Gemeinde 

………………………… 

Die Abrechnung erfolgt nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen der Kostenrechnung anhand 

eines Betriebsabrechnungsbogens. Die Personal- und Sachkosten werden verursachergerecht 

ermittelt und  werden transparent und jederzeit nachvollziehbar durch das Amt Sandesneben-Nusse 

dargestellt. 
 
 
§ 6 Auflösung der Verwaltungsgemeinschaft 
 
(1) Dieser Vertrag tritt zum 01.04.2019 in Kraft und wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.  

 

(2) Jedes Verbandsmitglied kann den Vertrag unter der Voraussetzung des § 127 

Landesverwaltungsgesetz (LVwG)  mit einer Frist von 12 Monaten zum Ende des Kalenderjahres 

kündigen. Des Weiteren besteht bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen ein Anspruch 

auf Anpassung des Vertrages.  
 

(3) Änderungen dieses Vertrages und Nebenabreden bedürfen der Schriftform.  

 

 

§ 7 Schlussbestimmungen 
 

Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam sein oder werden, so wird dadurch die 

Gültigkeit des übrigen Vertragsinhaltes nicht berührt. Die wegfallende Bestimmung ist durch eine 

Regelung zu ersetzen, die dem wirtschaftlichen Zweck der weggefallenen Bestimmung möglichst 

nahekommt.  
 

 

 

 

Sandesneben, den ……………………………………………  

 

 

Für den Zweckverband Abwasserverband Sandesneben 

 

 
Hardtke 

Verbandsvorsteher 

 

 

Für die Gemeinde…………………………………………….. 

 

 

 

 

Bürgermeister 


